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SGB-Delegiertenversammlung 

Waffenstillstand, Frieden und eine gerechte Lösung für alle Menschen in Israel 
und Palästina 

Die Schweizerische Gewerkschaftsbund SGB hat bereits am 1. Dezember 2023 eine Resolution   
«Für Frieden und Sicherheit in Israel und Palästina - Waffenstillstand im Gazastreifen» 
verabschiedet und nimmt nun mit grösster Sorge zu Kenntnis, dass sich die rechtlichen und 
humanitären Entwicklungen dramatisch verschlechtert haben.   

Der SGB ist schockiert über die Spirale der Gewalt im Nahen Osten. Mehr als tausend unschuldiger 
Zivilist:innen sind in Israel am 7. Oktober 2023 dem Terror der Hamas zum Opfer gefallen, wurden 
gefoltert, vergewaltigt, und entführt. Seither hat die israelische Armee in einem inakzeptablen, völlig 
unverhältnismässigen Feldzug mindestens 35’000 Zivilist:innen, davon viele Kinder, in Gaza 
getötet oder in den Tod getrieben. Die israelische Belagerung des Gazastreifens hat den Zugang 
zu Grundgütern wie Wasser, Nahrungsmitteln und Treibstoff blockiert und über zwei Millionen 
Einwohner:innen gezwungen, ums Überleben zu kämpfen. Die humanitäre Katastrophe, die durch 
die 16-jährige illegale Blockade des durch Israel besetzten Gazastreifens verursacht wurde, wird 
sich nur verschlimmern, wenn die Kämpfe nicht sofort eingestellt werden.  

Krieg ist immer die falsche Reaktion und verursacht nur Leid, aber in diesem Fall wird er noch 
abscheulicher, da die Konfliktparteien weiterhin schwere Verstösse gegen das humanitäre 
Völkerrecht und Kriegsverbrechen begehen, wie UN- und NGO-Berichte belegen. Auch in der 
Westbank, im israelisch-libanesischen Grenzgebiet und bei Raketenangriffen in Israel führt die 
Gewalteskalation zu immer mehr Leid und Opfern. Die anhaltende Gewalt bei Israels illegalen 
Besetzungen im Westjordanland birgt das Risiko einer weiteren schlimmen Eskalation. 

Wir halten fest: Alle diese Gewaltakte werden regelmässig unter Bezugnahme auf frühere 
Gewalttaten der Gegenseite gerechtfertigt. Das ändert aber nichts daran, dass es für Terror, 
Kriegsverbrechen, und Verbrechen gegen die Menschlichkeit auf beiden Seiten schlicht keine 
Rechtfertigung gibt, und dass Gewalt immer nur wieder neue Gewalt erzeugt. 

Wir fordern darum: 

 Einen sofortigen, bedingungslosen und dauerhaften Waffenstillstand aller Konfliktparteien. 
Die israelische Armee muss ihren Angriff sofort einstellen, sich aus Gaza zurückziehen, die 
Blockade auflösen und den Weg für dringend benötigte humanitäre Hilfe in Gaza frei machen. 
Die Terror-Gruppe Hamas muss den Raketenbeschuss Israels stoppen.  

 Die sofortige Freilassung der von der Hamas in Israel entführten Geiseln.   

 Die sofortige Freilassung aller aussergerichtlich verhafteten Palästinenser:innen. 
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Wir sind solidarisch mit den Leidtragenden, der unschuldigen Zivilbevölkerung in Palästina und 
Israel. Das Leid muss ein Ende haben. Und ganz besonders sprechen wir jenen Menschen in 
Palästina und Israel unsere grosse Anerkennung und uneingeschränkte Solidarität aus, welche 
trotz aller Not, Schrecken und Leid den Kriegstreibern auf allen Seiten entgegentreten und 
weiterhin für eine friedliche Koexistenz der Menschen im Nahen Osten unabhängig von Religion, 
Nationalität und Herkunft eintreten: Aktivist:innen von linken Parteien und Gewerkschaften, NGOs 
sowie Pazifist:innen, Demokraten und Antirassist:innen.  

Damit diese Kräfte des Friedens eine Chance haben, braucht es die entschlossene Unterstützung 
einer dauerhaften Friedenslösung durch die internationale Gemeinschaft. Nötig ist namentlich: 

 Die entschlossene Unterstützung der humanitären Hilfe vor Ort, namentlich durch die 
UNRWA. 

 Dass jede Waffenlieferung und die Lieferung von Dual-Use Güter an Israel, die in Gaza und 
der Westbank zum Gebrauch für Kriegswesen und Menschenrechtsverletzungen kommen 
können, unterlassen wird.  Auch jeglicher Know-How- und Wissens-Transfer, insbesondere 
von Schweizer Institutionen und Anstalten, die Menschenrechtsverletzungen in Gaza und der 
Westbank führen könnten, müssen unterlassen werden.  

 Die Unterstützung der Untersuchung des Internationalen Strafgerichtshofs und des IGH zu 
Verbrechen der Konfliktparteien. 

 Die dauerhafte Entwaffnung und die Auflösung der Hamas. 

 Geeignete Sanktionen gegen die israelische Regierung, bis sie die illegale Besiedlung in den 
besetzten Gebieten beendet. Sanktionen gegen Länder, die die barbarischen Angriffe der 
Terror-Gruppe Hamas am 7. Oktober unterstützt und finanziert haben.  

 Die Anerkennung Palästinas als souveräner Staat im Sinne des Völkerrechts.  

 Die Durchsetzung und Garantie einer Zweistaaten-Lösung, im Rahmen einer Umsetzung unter 
internationaler Aufsicht, welche ein friedliches Zusammenleben, Demokratie und 
Menschenrechte für die Bewohner:innen Israels und Palästinas sicherstellt. 

Der SGB fordert den Bundesrat auf, Palästina als souveränen Staat anzuerkennen sowie sich in 
allen Instanzen (inkl. UN-Sicherheitsrat und IGH) für diese Forderungen einzusetzen und einen 
substanziellen Beitrag dazu zu leisten. Zudem rufen wir die Schweizer Behörden auf, das Recht 
auf freie Meinungsäusserung, namentlich in den Universitäten und anderen Bildungsinstitutionen, 
zu respektieren und die Repressionen gegen friedliche Demonstrant:innen zu unterlassen.  


